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Haushalt Haushaltsrechtliche Auswirkungen? | Haushaltsjahr
Ergebnishaushalt Ja[] Nein: x
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Beschlussvorschlag

Der Oberbirgermeister informiert, dass das Radfahrverbot auf dem Hansering zwischen
Stralsunder Stralle und Platz am Fangenturm bis auf Weiteres nicht aufgehoben wird. Die
Radwegfuhfung am Hansering erfolgt zukinftig aus Richtung Stralsunder Stral’e bis zum
Platz der Freiheit auf{dem vorhandenen straflenbegleitenden Gehweg.

Sachdarstellung/ Begrundung

Die Burgerschaft der Universitats- und Hansestadt Greifswald hat am 30.09.2014 folgenden
Prufauftrag beschlossen:

,Die Biirgerschaft der Universitdts-und Hansestadt Greifswald beauffragt den
Oberblirgermeister, zu priifen, ob das Radfahrverbot auf dem Hansering zwischen
Stralsunder Strale und Fangenturm aufgehoben werden kann. Es sollen verkehrssichernde
und -ordnende MaBnahmen ergriffen werden, die die Fiihrung des Radverkehrs auf diesem
Strallenabschnitt ermbglichen.

Und hierzu in der Sachdarstellung/Begriindung Folgendes ausgefihrt:
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Am 18.11.2010 erging vom Bundesverwaltungsgericht ein Urteil (BVerwG 3 C 42.09),
welches den Standpunkt bekréftigte, dass die behérdliche Anordnung einer
Benutzungspflicht von Radwegen nur bei einer konkreten Gefahrenlage zuléssig sei. Auch
eine erhéhte abstrakte Gefahr stellt laut dem Verfassungsgerichtshof Baden-Wiirttemberg (5
S 575/09) keinen Grund dar, den flieBenden Verkehr zu beschrédnken.

Beschrdnkt bzw. verboten wird der Radverkehr allerdings auf dem Hansering durch das
Zeichen 254 - Verbot fiir Fahrréader.

Als Griinde fiir das oben genannte Radverkehrsverbot fiihrt die Verwaltung eine hohe
Verkehrsstarke sowie fehlenden Seitenraum fiir einen separaten Radweg an (Antwort der
Verwaltung vom 27.02.2014 auf eine Kleine Anfrage der Fraktion BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN zur Radwegebenutzungspflicht (Dokument 145A). Das oben genannte
Radverkehrsverbot stellt einen erheblichen und auch mit der angegebenen'Begriindung nicht
nachvollziehbaren Eingriff in den flieBenden Verkehr dar. Dies ist auchévor dem Hintergrund
der Abnahme der Kfz-Verkehrsstérke auf dem genannten Streckenabschnitt um bis zu 30%
im Zuge der Inbetriebnahme der Bahnparallele und der Ortsumgehung4hnicht nach zu
vollziehen. Eine hohe Verkehrsstédrke im Innenstadtbereich istgper se ‘noch keine konkrete
Gefahrenlage, die ein Radverkehrsverbot begriindet.

Andere Stddte sind bei der Anpassung ihrer Radverkehrsfiihrungen amydie aktuelle
Rechtsprechung fortgeschrittener. So sind in Berlin “mit demf Kaiserdamm und der
Bundesallee mittlerweile achtspurige Stral3en flir Radfahrerinnendreigegeben:

Das Radfahrverbot auf dem Hansering lasst sich auch<als Eingriff in die uneingeschrénkte
Zugénglichkeit fiir Radfahrerlnnen zu wichtigen, Knotenpunkten dersStadt (Platz der Freiheit,
Ecke Friedrich-LoefflerstralBe,  Marienstral8e), bewerten), da » keine  zumutbaren
Ausweichstrecken flir den Radverkehr angeboten werden kénnen (Antwort der Verwaltung
oben genannte Kleine Anfrage der Fraktion B:90/DIE.GRUNEN).

Um die gesamte Strecke des Hanseriggs,zwischen Stralsunder Stral3e und Platz der Freiheit
flr Radfahrerinnen passierbar zu machen;ist eine, Aufthebung des Radfahrverbotes auf der
Stral3e nur auf der Strecke Stralsunder Stral3e bis,Fangenturm erforderlich.

Denn die Stadtverwaltungf plant im<Rahmen der Umgestaltung der Wallanlagen einen
kombinierten Ful3gédngers und. Radweg zwischen Fangenturm und Friedrich-Loeffler-Stral3e,
der aus den Mitteln fiifidie Wallumgestaltung-finanziert wird. Ab der Loeffler-Stral3e existiert
bereits ein kombinierter Ful3ganger- und Radweg zum Platz der Freiheit. An diesen
Streckenabschnitten muss daher ‘der Radverkehr nicht zwingend zusétzlich noch auf die
Strale verlegt werden.

Die Umsetzung Ydes._ Vorfiabens kann haushaltsneutral erfolgen, da aufgrund des
Verkehrsaufkommens keinesMarkierung eines Radschutzstreifens auf der Stral3e erforderlich
ist. DigtVerbringungides Radverkehrs auf die Stralle kann vielmehr sogar noch Geld sparen,
da dann keinegAusweitung des von der Verwaltung geplanten Fullweges entlang dieses
Streckenabsc¢hnittes aufiden Radverkehr mehr erforderlich ist und somit das gesamte Projekt
kostengtinstiger erfolgen kann.

Wird der'Radverkehr auf einem innerstadtischen Tempo-50-Strallenabschnitt gefiihrt, wéren
passende Fahrbahnmarkierungen fiir den Radverkehr, Tempo-30-Abschnitte fiir den Kfz-
Verkehr und deren stringente Uberwachung sowie Anpassungen der Radverkehrsfiihrung in
Kreuzungsbereichen als verkehrsddmpfende und -ordnende Mallinahmen in die néhere
Betrachtung einzubeziehen”.

Seit einer Novellierung der Stral’enverkehrsordnung (StVO) im Jahre 1997 gibt es keine
gesetzlich angeordnete Radwegbenutzungspflicht mehr. Fahrradfahrern steht es also
grundsatzlich frei, vorhandene Radwege zu benutzen oder die dem Fahrzeugverkehr
vorbehaltene Fahrbahn zu befahren. Nur in Einzelfadllen wird dieses Recht durch die
Anordnung einer beschilderten Radwegbenutzungspflicht (Zeichen 237 oder 240 oder 241
zu § 41 Il der StVO) oder durch Anordnung eines Verbotes fur Radfahrer (Zeichen 254 zu §
41 1l der StVO) eingeschrankt. Gemall § 45 Abs. 9 Satz 1 und Satz 2 StVO sind auch
insoweit Verkehrszeichen und Verkehrseinrichtungen nur dort anzuordnen, wo dies aufgrund
der besonderen Umstande zwingend geboten ist. Insbesondere durfen Beschrankungen und
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Verbote des flielenden Verkehrs nur angeordnet werden, wenn aufgrund der besonderen
ortlichen Verhaltnisse eine Gefahrenlage besteht, die das allgemeine Risiko einer
Beeintrachtigung der in den vorstehenden Absatzen genannten Rechtsguter (sic. Sicherheit
und Ordnung des Verkehrs, Verhutung vermeidbarer Belastigungen durch den
Fahrzeugverkehr, Verhitung von auflerordentlichen Schaden an der Stral’e) erheblich
Ubersteigt. Auch die unmittelbare oder mittelbare Anordnung des Verbotes fir
Fahrradfahrer, die  allgemeine  Fahrbahn zu  benutzen, unterliegt diesen
Anordnungsrestriktionen.

Die Stralkenverkehrsbehérde entscheidet also bei Vorliegen einer sogenannten qualifizierten
Gefahrdungslage nach pflichtgemalRem Ermessen uber mittelbare oder unmittelbare
Anordnung des Verbotes der Benutzung der allgemeinen Fahrbahn fir Radfahrer. Geman
den Verwaltungsvorschriften zu § 2 ,Strallenbenutzung durch Jahrzeuge” missen
grundsatzlich weiterhin angemessene, fur Radfahrer nutzbare Ngbenanlagen vorhanden
sein, um die Verbotsanordnung zu rechtfertigen. Nur ganz ausnahmsweise kémmt auch die
Anordnung eines Radfahrverbotes ohne Gestellung einergangemessénen, nutzbaren
Nebenanlage in Betracht.

Im konkreten Fall ist also neuerlich zu prufen gewesen, obdie Mitbenutzung der, allgemeinen
Fahrbahn durch Radfahrer im Hansering im Abschnitt zwisehen Steinbecker Brieke und F.-
Loffler-Stralle zu einer qualifizierten Gefahrdungssituation im Sinhe von'§ 45,Abs. 9 Satz 2
StVO fihren wirde.

Der Hansering ist eine innerodrtliche ,Hauptverkehrsstrale “mit einer zulassigen
Hochstgeschwindigkeit von 50 km/h. Die durchschaittliche tagliche Verkehrsstarke liegt bei
16.000 Kfz, in der Spitzenstunde bei 1260 Kfzy, Die"Empfehlungen flir Radverkehrsanlagen
(ERA) ist entsprechend der VwV zamStVO §, 2 Abs¥_hinsichtlich der Gestaltung der
Radverkehrsanlagen anzuwenden. Bei deriKfz-Belegung in Verbindung mit der zuldssigen
Hoéchstgeschwindigkeit von 50 km/h wirdydie“Trennung des Radverkehrs vom Kfz-Verkehr
(Radfahrstreifen, Radweg odefhgemeinsamen Gehaund Radweg) empfohlen. Aber auch fur
die Wertung, ob die in § 45dAbs. 9 Satz)2 StVO vorausgesetzte besondere Gefahrdungslage
vorliegt, kann nach derf Reechtsprechunghdes Bundesverwaltungsgerichtes auf die ERA
zuruckgegriffen werdeni(vgl. Urteil vom 18.11:2010 - BVerwG 3 C 42.09- BVerwGE 138,159
Rn.27).

Unter Punkt 3 der ERAder sich mit den Fihrungsformen des Radverkehrs an innerdrtlichen
Hauptverkehrsstrallen befasst, wird inPunkt 3.1 darauf verwiesen, dass die Vertraglichkeit
des Radverkehrsiauf, der Fahrbahn neben der Kfz-Verkehrsstarke und —Geschwindigkeit
auch vonder Fahrbahnbreite;:abhangt.

Mischyerkehr auf“Fahrbahnen“mit Breiten zwischen 6,00 m und 7,00 m bei einer Kfz-
Verkehrsstarkeg Ubert400 Kfz/h werden als problematisch angesehen, da unter diesen
Voraussetzurgen ein gefahrloses Uberholen von Radfahren erschwert wird.

Die Fahrbabnbreite im, zu betrachtenden Abschnitt des Hanseringes ist unterschiedlich, liegt
aber grofStenteils um 7,00 m (Engstelle mit 6,82 m in Hohe Einmindung Briggstralie).
Hiervon ausgeheénd und eingedenk der Tatsache, dass die im Hansering ermittelte
Verkehrsspitzenstunde mit 1260 Kfz um ein Dreifaches hoher liegt als der in der ERA
genannte Grenzwert fur das Zulassen der Radfahrer im Mischverkehr bei einer vorhandenen
Fahrbahnbreite von ca. 7,00m sieht die Stralenverkehrsbehérde in Abstimmung mit der
Polizei hier ein besonderes Gefahrdungspotential beim Uberholen der Radfahrer im
Gegenverkehr. Nach § 5 Abs. 4 StVO muss beim Uberholen ein ausreichender
Seitenabstand zu anderen Verkehrsteilnehmern, insbesondere zu FulRgangern und
Radfahrern eingehalten werden. Strallenverkehrsbehorde und Polizei haben dafur Sorge zu
tragen, dass im Interesse der Gewahrleistung der Verkehrssicherheit, insbesondere fir die
schutzbedurftigen Verkehrsteilnehmer (Fulganger, Radfahrer), die értlichen Verhaltnisse als
Voraussetzung fur die Einhaltung der Verhaltensanforderungen an den Kfz- Flhrer nach der
StVO vorhanden sind.
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Eine qualifizierte Gefahrdungssituation ware also mit der gemeinsamen Nutzung des
Hanserings durch Radfahrer und Kraftfahrzeugfiihrer verbunden.

Weiterhin ist, um die Verbotsanordnung zu rechtfertigen, zu prifen gewesen, ob
angemessene, fur Radfahrer nutzbare Nebenanlagen vorhanden sind oder angelegt werden
kénnen. Der derzeitige Gehweg auf der Sldseite des Hanseringes im besagten Abschnitt
wird zur Zeit bis zur neuen Querungshilfe am Fangenturm in der geforderten Breite von 2,50
m (lediglich zwei Engstellen auf Grund der vorhandenen Strallenbeleuchtung) fir einen
gemeinsamen Geh- und Radweg instand gesetzt. Die angemessene Radfahrerflihrung
entlang des Hanserings gestaltet sich dann folgendermafien. Vom Platz der Freiheit zur
Stralsunder Straf3e wird der Radfahrer bis zur neuen Querungshilfe am Fangenturm auf den
gemeinsamen Geh- und Radweg auf westlicher bzw. sldlicher Seite, des Hansering
verwiesen. An der Querungshilfe wird die Straflenseite zu wechseln s nd der Radfahrer
wird auf den nordlich des Hansering verlaufenden Europaischen eg bis zur
Stralsunder Stralle gefiihrt. Von der Stralsunder Stralle zum Pla eit wird der
Radfahrer auf dem zuklnftig gemeinsamen Geh- und Rady udlichen bzw.
westlichen Seite des Hanserings gefuhrt. Die Anzahl der Fuldgant dfahrer in der
Spitzenstunde in Auswertung der Zahlungen spricht nichtgeg me Nutzung
der dieser Verkehrsanlagen.
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	Und hierzu in der Sachdarstellung/Begründung Folgendes ausgeführt:

